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Die EWG und die Versalzunq des Rheins

"The river Rhine, it is well known 
doth wash your city o-f Cologne;
But tell me. Nymphs, what power divine 
Shall henceforth wash the river Rhine?"
S.T. Coleridge

1. Ei nleitunq
Am 3. Dezember 1976 wurden anlaBlich der vierten Rhein- 
Mini ster-konferenz in Bonn drei Vertrage zur Bekampfung der 
Rheinverschmutzung geschlossen. Der erste Vertrag sieht den 
Beitritt der EWG zur Berner Vereinbarung vom 29. April 1963 
uber die Internationale Kommission zum Schutze des Rheins 
gegen Verunreinigung vor und regelt die organisatorischen 
und finanziellen Modalitaten dieser Verbindung zweier 
internationaler Organisatlonen. Die beiden anderen
ubereinkommen betreffen den Schütz des Rheins gegen
chemische Verunreinigung bzw. gegen Verunreinigung durch 
Chloride. Interessant ist in diesem Zusammenhang die 
Feststel1ung, daB die EWG—Unterschrift unter dem Salzver- 
trag fehlt. Ist das ein Zufal1, ein Versehen, oder ist der 
Tatsache, dafi nur die Rheinanl iegerstaaten Parteien des 
Salzvertrags sind, politische Oder rechtliche Bedeutung 
beizumessen? Wie sieht eigentlich die Haltung der EWG zur 
Chloridverseuchung des Rheins aus? Mit dieser Frage wollen 
wir uns im vorliegenden Beitrag befassen.

2. Der Vertrag uber die Rheinversalzung
Der Rhein als grenzuberschreitender und in der Neuzeit 
meistens auch als Grenz-f lull zwi schen wechselnden Staaten1 
ist Gegenstand vielfaltiger internationaler Abmachungen *

x- So war Frankreich zwischen 1871 und 1919 durch den 
Verlust von Elsa.B—Lothringen kein Anreinerstaat mehr: der 
Rhein war deutsch geworden.

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



gewesen. Sie betra-fen vor aliem die (freie) Schiffahrt und 
den Fischfang; von diesen beiden wichtigen Nutzungs-formen 
ist indessen nur noch erstere von Bedeutung, zumindest wenn 
man in der Verlagerung vont gewerbsmaBigen Fischfang auf den 
Freizeit-Angelsport eine Entwicklung sieht, die diese 
zweite Funktion des Rheins heute unwesentlich erscheinen 
lâBt, was vont Verfasser dieser Zeilen als 1eidenschaft1i— 
cher Sportangler allerdings nicht verlangt werden kann.
In der SchluBakte des Wiener Kongresses, der 1815 nach dem 
Zusammenbruch des napoleonischen Reiches stattfand, wurde 
festgelegt, daB die freie Fahrt auf dem Rhein gewahr1eistet 
sein muBte (Artikel 108-117). Dieses Vorhaben nahm in der 
Mannheimer Akte Gestalt an, die in der Folgezeit mehrfach 
abgeàndert wurde2. So unter anderem durch den Versai lier 
Vertrag (Artikel 334—355) nach dem Ersten Weltkrieg. 
Nebenbei sei bemerkt, daB nicht allé Rheinanlieger— Oder 
Rheinbeckenstaaten Parteien des Versai lier Vertrags waren, 
so z.B. nicht die Niederlande, die im Krieg neutral 
geblieben waren. Sie schlossen sich 1921 mittels ernes 
Protokolls den getroffenen Vereinbarungen, den sogenannten 
Clauses Rhénanes, an. Umgekehrt muB man sich vor Augen 
halten, daB auch Nichtanrainerstaaten wie das Vereinigte 
Konigreich, Belgien und Italien ein Mitspracherecht bei den 
durch die Mannheimer Akte (auch als revidierte Rheinschif- 
fahrtsakte bezeichnet) ins Leben gerufenen Einrichtungen 
erhielter., so vor aliem in der Z entrai kommi ssi on -fur die 
Rheinschi-f-fahrt, die Verordnungsgewàlt besitzt. Unter den 
zahlreichen Regelungen, die von dieser Zentralkommission

2. Fur einen all gemeinen uberblick siehe L.J. Bouchez, 
'The Netherlands and the Law of International Rivers', in: 
H.F. van Panhuys et al. (Hg.), International Law in the 
Netherlands. Bd. I (1978), S. 216-288. Zur jungsten 
Entwicklung im Zusammenhang mit dem Bau des Rhein-Main- 
Donau-Kanals siehe W.E. Haak, 'De vrijheid van de scheep— 
vaart op de Rijn', in: Offerhauskrinq 1982-1987 (1987), S. 
79-92.
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ausgearbeitet worden sind, betinden si eh auch einige, die 
darauf gerichtete sind, der Verschmutzung des Rheins durch 
die Schittahrt entgegenzuwirken.
Es war im Aprii 1946, als die nieder1àndische Delegation in 
einer Sitzung der Zentralkommission tur die Rheinschittahrt 
eine Betassuma mit der Rheinverschmutzung verlangte und 
vorschlug, eine internatianale Kont'erenz uber dieses Thema 
einzuberu-fen3.
Auch der Fischtang unterlag einer Regelung, dieses Mal von 
sei ten der Rheinaniiegerstaaten. Vor gut einem Jahrhundert 
wurde am 7. Juni 1886 in Berlin der sogenannte Lachsvertrag 
zwischen der Schweiz, den Niederianden (und Luxemburg) und 
den noch nicht im Einheitsstaat au+gegangenen deutschen 
Rheinaniìegerstaaten geschlossen. (Frankreich was aus dem 
soeben genannten Grund nicht mit von der Partie.) Durch 
diesen Vertrag wurde eine Kommission eingesetzt, die damit 
betraut war, die "Broterwerbstischerei " au-f dem Rhein durch 
Vorschlàge tur geeignete MaBnahmen sicherzustel1en; diese 
sogenannte Lachskommissi on hat die Lachse uberiebt. Es ist 
belegt, daB die oftizielle Fangmenge tur die 
niederlàndische FIuBtischerei im Jahre 1940 nicht einmal 
1Q00 Stuck betrug und daB si e - mtolge der strengeren 
Fangkontrolle - 1944 noch aut 2.315 Lachse anstieg^.
Nach einer kurzen Erholung des Fischbestands zwischen 1945 
und 1948 intolge des praktischen Still stands jeglicher 
wirtschattlichen Betàtigung im Rheineinzugsgebiet versetzte 
das Wirtschattswunder dem Lachs den GnadenstoB: nach 1955 
wurde noch ein einziger Lachs ausgemacht, aber mehr als ein

3« Siehe J.G. Lammers, Pollution ot International 
Watercourses (1984), 168; Bouchez, a.a.Q. (FuBnote 2), S. 
239.

Dr. L. de Jong, Het Koninkrijk der Nederlanden in 
de Tweede Wereldoor1oq. Bd. 7, erster Teil, S. 149; vgl. 
auch die Zahlen bei Van Drimmelen, Schets van de neder- 
landse Rivier- en Binnenvisserij tot het midden van de 
2Qste eeuw (1987), S. 82.

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



"unidentified swimming object" diirfte es wohl nicht gewesen 
seins.
Die Lachskommission was damit ihrer Objekts beraubt; die 
Bedeutu.ng des Fischbestands fur die Rheinfischerei wurde 
zugunsten hoheren Zielsetzungen der Rheinanliegerstaaten 
beiseite geschoben. Bei einer ihrer seltenen Zusammenkunfte 
nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich indessen auch die 
Lachskommission als Vehikel der zunehmenden Besorgtheit 
uber die Verschmutzung des Rheins noch nutzlich gemacht. 
Die in der Zentralkommission fur die Rheinschiffahrt 
eingeleitete dipiomatische Offensive der Niederlande wurde 
im Juli 1946 fortgesetzt. DaB "de 1 age landen bij de zee"* 
diese Initiative ergriffen, hat seinen geopolitischen
Grund: hier wird der Schmutz geerntet, den die stromauf- 
warts gelegenen Staaten zu saen belieben (auch die Nieder— 
lande, das sei gleich angefugt, halten bei der Schadigung 
des Rhemmilieus tuchtig mit). Beschlossen wurde u.a. die 
Einsetzung einer Sonderkommission, die sich mit der
Verunreinigung befassen sollte; sie erhielt den Namen 
Internationale Kommission zum Schütz des Rheins gegen 
Verunreinigung (IRK). Die betreffenden Beschlusse nahmen in 
der erwahnten Berner Vereinbarung, die am 29. April 1963 * *

= . Rat von -Sachverstandi gen für Ümwel tf ragen, Umwel t— 
problème des Rheins « 3. Sondergutachten, Màrz 1976, S. 70. 
In den letzten Jahren gàbe es wieder von Fischereiverwal— 
tungen ausgesetzte Lachse im Rhein. Siehe 11* Arbeitstagung 
IAWR 1987, S. 256.

etwa: die ans Meer grenzenden Niederlande (A.d.ü).
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5

zwischen Frankreich, Luxemburg6, den Niederlanden, der 
Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland geschlossen 
wurde, + ormi iche Gestalt an- Der F'raambel zu dieser 
Vereinbarung entnehme ich die scheinhei1ige "Sorge um die 
Reinhaltung des Rheins" und die "Absicht, die aut diesem 
Gebiet bereits seit 195G bestehende Zusammenarbeit (...) zu. 
verstàrken". Die IRK ist mit einem gering, ja allzu gering 
bemessenen Instrumentarium ausgestattet. Sie hat keine 
Verordnungsbefugnis und keinen eigenen Haushalt und kann 
nur einstimmige Deschi asse fassen7. Diese Deschiasse 
erstreeken sich zudem ausschlieBlich auf Empfehi ungen und 
ubereinkommensentwurfe; die Entscheidungen sind weiterhin 
den Regierungen der Rheinaniiegerstaaten vorbehalten. Die 
IRK ist auch nicht befugt, eigene Initiativen zu ergreifen; 
sie hat lediglich die Au-fgaben auszuf iihren, die ihr von den 
Regierungen 'im gemeinsamen Einvernehmen Qbertragen warden 
(Art. 2 Absatz 2).

Man darf mit Fug und Recht vermuten, daB es nun gerade die 
von den Mines Domaniales de Potasse d'Alsace in der 
Umgebung von Mülhausen herrührende Versalzung des Rheins 
gewesen ist, die die Ni eder lande vera.nla.l3t hat, sich stark 
zu (îiachen, so daB die Versalzung dann auch die erste 
Ingredienz au-f dem Teller der IRK war. ünd sie war schwer 
verdaulich, denn seit die IRK aut der Grand1 age von

6*. Luxemburg ist Vertragspartei , wei 1 es zwar kein 
Rhei na.nl i egerstaat, dafür aber Anra.i nerstaat des Mosel ist, 
eines betràchtlich zur Verschmutzung beitragenden Rhein- 
nebenflusses. Dies ist merkwürdig, wei1 die Berner Verein­
barung den Rhein unter AusschluB der Nebenflusse de+iniert 
(Art. 1) und in einem Protokol1 zu Artikel 10 festlegt, daB 
u.a. mit den Internationalen Kommissionen zum Schütz der 
Mosel, der Saar und des Bodensees zusammengearbeitet werden 
mu.B. Folgerichtig hàtte dann bei spi el swei se auch bsterreich 
Vertragspartei werden müssen.

7- Eine einzige Stimmenthaltung steht der Einstimmig— 
keit nicht entgegen (Art. 6 Abs. 3).
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6

Beschlussen, die anlaBlich einer von der Schweiser Regie- 
rung im Jahre 1948 einberu-fenen Konferenz in Basel gefaBt 
worden waren, ins Leben gerufen wurde (von 1950 an funktio- 
nierte sie auch tatsachlich), kam in zwanzig Jahren keine 
Ldsung zustande8,
Zahlreiche Arbeitsgruppen wurden eingesetzt, vielfaltige 
Untersuchungen durchgefCihrt, und die franzbsische Regierung 
schickte sich sogar an, in die den MDPA erteilte Abflu.Bge- 
nehmigung ab 1955 die Auflage einzubeziehen, daB die 
Ableitungen vom Wasserstand des Rheins abhangig gemacht 
werden. Dazu wurden Ausgleichsbecken auf der Fessenheim- 
Halbinsel eingerlchtet. Auf diese Weise wurde zwar die 
Salzkonzentrationskurve abgeflacht, faktisch aber kein 
Kilogramm Salz weniger in den Rhein geleitet. Politisch 
gesehen liefen sich die Arbei ten in der IRK. aufgrund der 
Differenzen zwischen den verschiedenen Delegationen, 
namlich zwischen Frankreich und Deutschland, test, so daB 
eine Losung fur die Niederlande auBer Reichweite blieb. Zu. 
Beginn der siebziger Jahre kam jedoch Wind in die Umwelt- 
segel. Die Niederlande machten sich dies zunutze, um die 
Einberufung einer tiinisterkonferenz uber die Rheinprob1ema- 
tik vorzuschlagen, und diese am 25./26. Oktober 1972 in Den 
Haag abgehaltene 1. Ministerkonferenz erbrachte tatsachlich

s. Vgl . A. Ch. Kiss, 'La pollution du Rhin et le droit 
international public', in: R. Hueting , C. van der Veen, 
A.Ch. Kiss und H.U. Jessurun d'Oliveira, Rhine Pollution/La 
pollution du Rhin„ Schriftenreihe NJB 5 (1978), S. 59—80; 
Menno T. Kamminga, 'Who can clean up the Rhine: The 
European Community or the International Rhine Commission?' 
in: Ralph Zacklin, Lucius Caflisch (Hg.), The Legal Regime 
of International Rivers and Lakes/Le regime juridigue des 
fleuves et des lacs internationaux (1981), S. 372 ff-, 
Lammers a.a.O. (FuBnote 3), S. 168, A.Ch. Kiss, 'The 
Protection of the Rhine Against Pollution', Natural Resour­
ces Journal voi. 25 (1985), S. 614-637, H.U. Jessurun 
d'Oliveira, De vervuiling van de Rijn, een nieuwe afleve­
ring van het feuilleton: Sandoz en institutionele frik— 
ties', in: M.V.C. Aalders (Hg.), Qntwikkelinaen in het 
milleurecht (1987), S. 15-48.
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7

einige mehr Oder minder greifbare Ergebnisse. Die IRK wurde 
beauftragt, einige Ver tr age zu entwerfen, dar un ter emen 
Vertrag liber die Versalzung. Es wurde beschlossen, da.B die 
Verunreinigung durch Sal 2 nicht mehr ausgedehnt (Stillhal- 
teprinzip) und der Salzgehalt unter keinen Umstanden mehr 
als 200 mg Chloridionen pro Liter betragen durfte und da.B 
zum 1. Januar 1975 im ElsaB mit der Lagerung einer 60 kg/s. 
entsprechenden lienge begonnen werden solite. Die Durchfiih~ 
rung dieses Deschiusses warf Probleme auf. Frankreich 
solite einen Platz fur die Aufschuttung der Salzhalden 
benennen, und tatsàchlich haben Techniker die Umgebung der 
Dorfer Ottmarsheim und (spàter) Ochsengrund auf ihre 
Eignung hin untersucht. Frankreich zdgerte und weigerte 
sich, eine Platz zu bestimmen, wei1 offensicht1ieh vieler- 
lei Bedenken gegen die Lagerung laut wurdsn.
Es wurden nicht nur Beanstandungen gegen die "Verscbande- 
lung des Blickfelds" durch die zu erwartenden riesigen 
Salzhaufen mit einer Ausdehnung von mehreren Quadratki1ome- 
tern erhoben, man befurchtete ebenfalls ein Durchsickern 
des Salzes und eine Versalzung des fur die Trinkwasserauf- 
bereitung benotigten Grundwassers. Zudem wurden die fur das 
Haldenprojekt veranschlagten Kosten immer hoher.

Im Jahre 1975 - die IRK bestand nunmehr seit einem Viertel- 
jahrhundert, und in diesar langen Zeit war weder das 
Versaizungsproblem in Angriff genommen noch irgendeine 
andere bindende Abmachung iiber die Verri ngerung der 
Rheinverschmutzung zustande gebracht worden - machte man 
sich in der IRK daran, nach billigeren Methoden fur die 
Salzbeseitigung Ausschau zu hai ten. So wurde die Moglich- 
keit erwogen, das Salz im ElsaG unter1rdisch zu laqern Oder 
es - auch aufgrund des von der el sassischen Bevdlkerung zu 
erwartenden Understands - nach Lothringen zu schaffen. Es 
wurde sogar gepriift, ob das Salz fiber ein Pipeline-System 
in die Nordsee geleitet werden kbnnte.
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8

Unterdessen konzentrierte man sich 1975 immer mehr au.f den 
Plan, die Abfallsalze etwa 1700 m tief dart in den elsas- 
sischen (Jntergrund zu versenken, wo eine geeignete geologi- 
sche Formation von Versuchbohrungen nach Erdol bekannt war.

Je konkreter auf eine Lòsung hingearbeitet wurde, desto 
groBer wurde der Widerstand im ElsaG. Obendrein nutzten 
einige andere Anrainerstaaten die Gelegenheit, urn sich im 
Zusammenhang mit dem drohenden Zustandekommen des Salzver- 
trags noch einige Vorteile auszubedingen. Jeder Rheinanlie- 
gerstaat kann ja in der IRK von seinem Vetorecht Gebrauch 
machen! So hat beispielsweise die Schweiz ihr Veto gegen 
den Salzvertrag für den Fall angedroht, daG ihr keine 
Erhohung der Salzabführungen eingeraumt würde. Dieser 
Forderung wurde dadurch entsprochen, dad in einem Anhang 
zum Vertrag ein Wert von 10 kg/s. als effektiver Anteil der 
Schweiz an der gesamten Chioridbelastung des Rheins 
-festgelegt wurde, obwohl der Durchschnittswert auf Jahres- 
basis in Wirklichkeit nicht mehr als 5 kg/s. betrug. 
Tatsachlich stellte diese operati onel 1 e De-finition des 
Sti1lhalteprinzips selbst schon einen VerstoG dagegen dar, 
weil der Trick, eine fiktive Menge vertraglich festzulegen, 
ja eine zusàtzliche Versaizung ermoglichte, ungeachtet des 
heftigen Widerstandes der Niederlande. Sodann verlangte 
C>eutschland die SchlieRung der Ausgleichsbecken auf der 
Halbinael Fessenheim als Vorbedingung für die Unterzeich— 
nung des Salzvertrags. Jetzt wird verstàndlicher, wie es 
zum ErlaG des Prâfekten des Departments Haut—Rhin vont 31. 
Marz 1976 zur SchlieRung der Ausgleichsbecken kam, denn 
bekanntlich fand am Tage darauf (1. Aprii) die dritte 
Ministerkonferenz in Bonn statt. Diese (deutsche) Forderung 
war dadurch begründet, da!3 die Bec ken Salz durchsickern 
lieüen, und zwar teilweise in den Rhein, vor al lem aber— 
unter dem Rhein hindurch - in den deutschen Untergrund. Die 
Franzosen hatten den Ort offensichtlich "mit groGeroffensi chtli ch

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



9

Sorg-falt ausgewahlt“, wie der damalige Direktor des
Amsterdamer Wasserwerks, Dipl.-Ing. van der Veen, bissig 
vennErkte9, Es handelte sieh un etwa 10 kg Chi orid prò 
Sekunde. Dieses zwei-fache “Absahnen" aufgrand des Veto- 
rechts entsprach somit + 15 kg Chiorid pro Sekunde. Wenn man 
uberdies bedenkt, daB der Salzvertrag eine graduelle 
Verringerung der Chi oridableitungen in den Rhein um 60 
kg/s. vorsieht, mit einer ersten Stufe von 20 kg/s. durch 
Verpressen in den Elsàsser Untergrund, so wird dentiieh, 
daB in der ersten Phase vorgesehene Nettoverringerung nieht 
mehr als 5 kg/s. betrug! Die Ableitungsgenehmigungen der 
Kal ihergwerke, die -far etwa 40% der gesamten Sai zbel astung 
verantwort1ieh sind, ergeben einen Plafond von 130 kg/s. 
Auch Frankreich langte noch einmal zu. Nach ermudendem 
Tauziehen einigte man si eh auf einen Auf bri ngu.ngsschl tjssel 
tur die Kosten der ersten Tranche, wonach die Schweiz 6%, 
Frankreich und die Bundesrepu.bi i k je 30% und die Nieder- 
lande 34% beizusteuern hatten, wàhrend Luxemburg kostenfrei 
beteiligt wurde. Frankreich verlangte 1976 in der IRK die 
Vorauszahlung der veranschìagten Ausgaben fur das Verpres­
sen in den elsassischen Untergrund. Diesar Forde^ung wurde 
sebiiefilich in der Form stattgegeben, daB in ei nem Anhang 
zuiii Salzvertrag bilaterale Abmachungen mit den anderen 
Rheinaniiegerstaaten getroffen warden, in denen disse sieh 
verpf1ichteten, ihren Anteil vorlàufig zu entrichten; datar 
erklàrte sich Frankreich bereit, "alles daranzusetzen, daB 
der Bau der Ani age zum 31. Dezember 1978 fer11ggestel11 
ist." Obwohl die Lànder diese pauschalen Betràge in die 
franzosische Staatskasse eingezahlt haben (die Niederlande 
44,88 Mio FF) , ist die Ani age weder aus dem Boden noch in 
den Boden gewachsen.
Doch der Salzvertrag wurde in der Tat am 3. Dezember 1976 
von den zustàndigen Ministero der Rheinaniiegerstaaten *

*5'. Der Kreuzzug far einen sauberen Rhein, S. 267.
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unterzeichnet und in den darauffolgenden eineinhalb Jahren 
auch von samtlichen Landern, mit Ausnahme Frankreichs, 
ratifiziert. In der Praambel zum Vertrag wurde Bezug 
genommen auf den anlaRlich der 1» Ministerkonterenz 
geauBerten Wunsch, "die Gate dee Rheinwassers stu-fenweise 
so zu verbessern, daB an den deutsch—ni eder 1 àndi schen 
Grenze der Gehalt von 200 mg/1 Chlorid-Ionen nicht 
überschrl tten wird"xo. Nach der ersten Stu-fe von 20 kg/s. 
hàtte die zweite Stufe bis zum 1- Januar 1980 erreicht sein 
m'issen (Art. 2 Abs. 3).
Frankreich hat einen ersten Schritt zur Ausführung des 
Vertrags getan. Der F'rafekt trug den MDPA mit Dekret vom 
23. Februar 1977 auf, bis zum 31. Dezember 1978 die 
Versenkung in den Untergrund vorzunehmen, und erteilte dann 
auch mit Dekret vom 20. April 1978 die Genehmigung zur 
Durchführung der entsprechenden Arbeiten. Diese Genehmigung 
wurde von einer Elsasser Umweltschutzvereinigung, der 
Association de défence contre les injections de saumure, 
der Chambre d 'Agriculture du Haut-Rhin und der Confédéra­
tion syndicale du Cadre de Vie gerichtlich angefochten. Das 
Verwaltungsgericht StraBburg entschied darüber am 19. 
Februar 1980. Ohne auf den Inhalt der Bedenken einzugehen, 
erklàrte es den BeschluB des Prafekten wegen Nichtzustan— 
digkeit far ungültig11: nur der Staatsrat (Conseil d'Etat) 
ware nach Auffassung des Verwaltungsrichters befugt, die 
Genehmigung fur diese Arbeiten zu erteilen. Ein neuer 
Antrag ist bisher nicht bis zum Staatsrat vorgedrungen.
In der Zwischenzeit hat die franzosische Regierung der 
Anordnung des Prafekten zum Bau der Anlagen die Grundlage 
entzogen, indem sie am 3. Dezember 1979 zum drittenmal und *

xo. Auf die in der Formel “unter keinerlei Umstânden" 
zum Ausdruck kommende ministerielle Genau.igkeit wurde 
schlauerweise in der Pràambel verzichtet.

X1. Siehe Pascale Kromarek, 'Enterrement de 1 enfouis­
sement ', Environmental Policy and Law 1980, 91.
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nunmehr endgultig das Gesetz zur Verabschiedung des 
Salzvertrags unter dem Vorwand, keine Mehrheit dafur zu. 
finden, von der Tagesordnung der National versamml ung 
absetzte.
Die Niederlande waren daruber dermaBen entrustet, daB sie 
ihren Botscha-fter aus Frankreich “zur Anhorung" nach Den 
Haag beorderten, ein in Europa nicht ganz alltàglicher 
Vorgang12. Die aufbnillende liaus, vor der ganz Europa 
erzi tterte:
Als sich alle von dem Schrecken erholt batten, wurde der 
Stein wieder den Berg hinaufgeroi1t. In der IRK wurde 
erneut aufgelistet, welche technischen Mògiichkeiten es 
gab, das Salz der Kalibergwerke aus dem Rhein herauszuhal- 
ten, und wie die einzelnen Delegationen zu den verschiede- 
nen Al ternativmòglichkeiten standen. Im Januar 1981 fand 
unterdessen in Wassenaar die fiinfte Rhein—Ministerkonferenz 
statt13. Sie beri et ilber funf zur Auswahl stehende Optio- 
nen. Neben dem Verpressen in den Untergrund waren dies: der 
Ab transport per Schi-f-f und Versenkung in der Mordsee; das 
Zurùckschutten in verlassene Bergwerkstol1en; Beforderung 
uber Rohrleitungen nach Lothringen zu den dortiqen Sodafa- 
briken und fun-ftens die von den Franzosen befurwcrtete 
Errichtung einer Salzfabrik, deren Absatz angesichts des 
«ibersàttigten Marktes von den Vertragsstaaten gewàhr1eistet 
werden muBte!
Die Minister haben sich aut den BeschluB beschrankt, von 
den funf Mògi i chkei ten drei zu einer genaueren Prufung und 
Ausarbeitung an die IRK zuruckzuverweisen. Aut vor allem 
deutschen Bruck hin lieB Frankreicty die Salzfabrik fallen, 
und auch die Ablagerunq in den alten Stoilen wurde aus

1S. Siehe H.U. Jessurun d'Oliveira, Rijnsanering in 
het slop', Nederlands Juristenblad 1980, 85—93.

13. Siehe Rei nwater, Jg. 1, Nr. 1, Februar 1981, S. 7
ff.

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



12

bergbautechnischen Grunden au+gegeben. Als einzuschìagende 
Richtung schien sieh eine Kombination von zwei oder mehr 
Libri ggebl iebenen Gptionen anzubieten. Daneben wurde noch 
einmal ausdrùcklich das Sti 11 haiteprinzip von 1972 bekràt— 
ti gt.
In Paris tand am 17. November 1981, nach den tranzòsischen 
Pràsidentscha-f tswahlen , die sechste Rhein-Ministerkonterenz 
statt. Der neue -f ranz òsi sche Minister, Crépeau, eròffnete 
dabei einen ganz kleinen Lòsungsansatz. Von den drei 
ùbriggeblìebenen Optionen wurden zwei ausgeklammert, weil 
die damit verbundenen Kos ten als ottensicht1ieh viel zu 
hoch erschienen, nàmlich der Transport per Schi-ff zum Meer 
and die Befòrderung «iber Rohr1eitungen nach Lothringen. 
Festgehalten wurde an dem Ansatzpunkt einer ersten Verrin- 
qerung des Sai zbel astung der Rheins um 20 kg Cl/'s. aut 
tranzòsischem Hohei tsgebi ed ìm Elsaft. Die Franzosen 
erwogen, diese Redukt i onsmenge dLirch tolgende Auf tei lung zu 
erreichen: 6 kg/s. als Rohstott tur eine staatl iche
Salztabrik. mit einer Produktionskapazitàt von 300.000 t pro 
Jahr und 14 kg/s. durch Verpressen in den elsassischen 
Untergrund. Mit der ersten MaiBnahmen kam man einem im Elsafó 
verbreiteten Wunsch ein kleines biBchen entgegen, mit der 
zweiten wurde erst begonnen werden kònnen, wenn eine 
neutrale internationaie Sachverstàndigenkommission die
Unbedenklichkeit der Versenkung im Erdboden garantiert 
hàtte. Das kostete wieder entsprechend viel Zeit1**.
Im Aprii 1982 wurde die betreftende Kommission eingesetzt. 
Dem tranzòsischen Umweltmini ster gelang es nicht, das ElsaB 
dazu zu bringen, selbst auch einen Experten tur die 
Kommission vorzuschlagen oder zu benennen: teindselige
Distanzierung. Nachdem die Sachverstàndigen sieh im 
November 1982 ùberwiegend posi tiv zur Verpressungsmethode

Siehe meinen Bericht De zesde ministerskonteren- 
tie' in: Reinwater 1. Jg. <1981), Nr. 4, S. 27-31.
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geauBert, gleichzeitig aber auch genauere Untersu.chu.ngen 
zur endgiil tigen Bestimmung des Einbringungsortes empfohien 
hatten, fanden lm November 1982 und April 1983 noch einige 
Konzertierungszusammenkunfte der IRK—Delegatiansieiter 
statt. Sie waren hauptsachlich darauf gerichtet, den 
inzwischen uberholten ursprunglichen Salzvertrag anzupas- 
sen. Diese Absicht schlug sich in Briefwechseln vom 29. 
April und 4. Mai 1983 zwischen den Regierungen der Salzver- 
tragspartien nieder. Es wurde vereinbart, daB die Versen- 
kung des Abfallsalzes nach MaBgabe der Gutachten erfolgen 
sollte, die von den Sachverstandigen erstel 11 worden und 
anhand genauerer Untersuchungen noch zu. erstellen waren, 
und daB terner durch diese Vertragsanpassung keinerlei 
Belastigung oder Schadigung im Hoheitsgebiet ernes beliebi— 
gen Vertragsstaates auftreten dur-fte. SchlieBlich kam man 
iiberei n , daB die ersten 60 kg/s. Chi or id binnen zwei Jahren 
nach Beginn der ersten Stufe von 20 kg/s., die spatestens 
eineinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
verwirklicht sein muBte, aus dem Rhein herauszuhalten 
waren. Spatestens dreieinhalb Jahre nach dem Inkra+ttreten 
muBten somit 60 kg/s. Chiorid im ElsaB zuruckbehalten 
werden. Von einer Salz-fabrik war nicht mehr die Rede.
Diese weitere Vereinbarung muBte wieder von alien Vertrags- 
staaten gutgeheiBen werden, Frankreich ging dabei mit gutem 
Beispiel voran. Nachdem die Nationalversammlung im Oktober 
1983 ihre Zustimmung erteilt hatte, wurde im November 1933 
wider Erwarten auch die Senatshurde muhelos genommen. Man 
war dor t ganz beklommen u.ber den Aus gang der von den 
Nieder1andern in Frankreich und in den Niederlanden
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angestrengten F'rozesse15. Lieber die grammschwere Burde 
ernes Vertrags als die Voile Last einer Verurtei1ung, hat 
man sich gesagt1<:*. Dieses Mai waren die Niederlande der 
letzte Nicht-Verwahrstaat, der die Rati-f izierung vornahm. 
Entgegen der Absicht der Regieru.ng verlangte das Par lament 
- au-f Anregung der “Reinwater"-Lobby — eine Aussprache Liber 
den angepaBten Vertrag, und zwar Liber das Problem seiner 
Vereinbarkeit mit dem EWG—recht17-. Am 5. Juli 1985 er+olgte 
die abschlieBende Rati-f i kation von seiten der Schweiz, die 
damit das Uhrwerk des Vertrags in Gang setzte: bis zum 5.

14

1S. Zum zlvi1recht1ichsn ProzeB gegen die MDPA in den 
Niederlanden siehe zuletzt Gerichtshof Den Haag, der am 10. 
September 1986 in den Hau.ptsache das stattgebende Urtei 1 
des Gerichts Rotterdam vom 16. Dezember 1983 (NJ 1984, S. 
341) bestàtigt hat. Aus der Literatur hierzu: d'Oliveira, 
Ars Aeoui 1980, S. 788, Nassr—Esfahani—Wenckstern, Der 
Rheinversalzungsprozess, 49 Rabelsz (1985), S. 741, Van der 
Neer, annotatie in Hi 1ieuaansprakeli jkheid (Environmental 
Liability Law Quarterly) 1987, S. 18. Zum in dieser Sache 
ergangenen Urtei1 des Europâischen Ger i chtsho-f es vom 20. 
Nov. 1976 (Sache 2i/76, Handelskwekerij Bier und Stichting 
Reinwater gegen Nines de Potasse d'Alsace S. A. - L ib e r  den 
Gerichtsstand -für Deliktsklagen von Art. 53 des EuGVü siehe 
d Oliveira, a- a.Q. 1978 (FuBnote 8) und die dort erwahnte 
Literatur, sowie Kropholler Europàisches Zivi1prozessrecht 
(1987)3 S. 98 f+. Siehe auch Rest, Internationaler Umwelt- 
schutz vor Verwaltungs- Zi vil- und Strafgerichten - Der 
ni eder1andi sch—franzosi sche Rheinverschmutzungsprozess, 
dsterr. Z, für 6-f-fent. Recht und Volkerrecht (1985), S. 
225; Klss, Commentaire du Trib. Adm. de Strasbourg, 27. 
Juli 1983, Revue juridique de 1 environnement 1983, S. 343; 
Woehrling (Richter am Verwaltungsger i cht StraBburg)
'Frankrei ch und seine Nachbarn' in S. Ercmann (Hg.), 
Nachbarscha-f tl i che Beziehunqen: europàische und nordameri- 
kanische Perspektiven (Zurich 1987), S. 154-167.

1<fa=. Siehe Aussprachen in der National ver samml ung und 
im Sénat [vom 7. Oktober 1983 (3885-3915) bzw. 9. November 
1983 (2776-2787)3.

1^- Siehe dazu H.U. Jessurun d Oliveira, Het Rijn— 
zoutverdrag en de EEG', Nederlands Juristenblad 1982, 589- 
595, ebenfalls ver of-f entl icht (in leicht geanderter 
Fassung) in: RIW/AWD 1983, 322—328 ('Das Rheinchloridabkom- 
men und die EWG').
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Januar 1987 muGte Frankreich die Salzableitungen im EIsaB 
urn 20 kg/s. verringert haben.
Marianne* kam in Zeitnot. Aus dem Versenken ìm el sassischen 
Untergrund wurde nichts wegen der regionalen Widerstands 
gegen den ursprünglich vorgesehenen Ort1s; von einem als 
Alternative in Betracht kommenden Platz rieten Experten aus 
technischen Gründen ab. Zu guter Letzt wurde — gerade noch 
rechtzeitig — doch die uberirdische Lagerung der ersten 
Tranche gewàhlt, die, als es ernst wurde, nur 15 kg/s. 
entsprach: die restlichen 5 kg/s., die der Salzvertrag in 
der ersten Phase vorschrieb, warden dadurch zustande 
gebracht, daB einem mittlerweile sti1Igeiegten Betrieb 
(Solvay) an der Mosel in Lothringen die Konzession entzogen 
wurde! Eine teilweise auf dem Papier vollzogene Losung, die 
im Widerspruch zum Vertrag steht. GemaB der Definition des 
Salzvertrags faiIt die Mosel nicht unter das vertraglich 
erfaBte Rheingebiet (siehe Anhang A); die dort getroffenen 
MaBnahmen zahlen deshalb nicht. Wie Frankreich bis Januar 
1989 die zweite Phase der Salzverringerung zu. bewerkstel- 
1 ingen gedenkt, ist noch nicht deutlich; bis dahin müssen 
mindestens 60 kg/s. aus dem Rhein herau^gehalten werden, 
und zwar "unter Berücksichtigung der Ergebnisse, die bei 
der Durchf ührung der ersten Phase (...) gewonnen werden 
(...), vorbehaltlich einer Einigung uber die technischen 
Modalitàten des Vorhabens und die Finanzierung der damit 
verbundenen Kosten" (Art. 1 Abs. 3) .

*) Symbol der Franzbsischen Republik (A.d.ü).
ie. Die von der Association de défense contre les 

injections de saumure et de sauvegarde des ressources de 
Haute—Alsace und der Gemeinde Chaiampé auch gegen die am 2. 
Juli 1984 vom Pràfekten erteilte Genehmigung zur Durchfüh— 
rung von Probebohrungen bei Chaiampé angestrengte Klage 
wurde vom Staatsrat mit Verfügung vom 25. Oktober 1985 zwar 
abgewiesen, doch die Bodensondierung wurde letztlich aus 
politischen Gründen nicht durchgesetzt.
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Am 31. Dezember 1987 hat eine franzosische Kommission der 
franzdsischen Regierunq einen Bericht unterbreitet, der von 
dieser im Januar 1988 an die Vertragsparteien weitergelei- 
tet worden îst. In diesem Sachverstàndigenbericht werden 
sàmtliche bereits für die erste Phase erwogenen Losungsmog— 
lichkeiten erneut einer genauen Prüfung unterzogen; darüber 
hinaus werden auch einige neue Varianten für die zweite 
Phase (40 kg/s. > begutachtet. Intéressant ist die Prognose, 
daB der Kaliabbau durch die MDPA voraussichtlich um 2004 
eingestellt werden dürfte- Dem Bericht haftet der Makel des 
Zeitdru.cks an: die Entscheidung wird erheblich dadurch
mitbestimmt, daB die gewàhlte Losu.ng binnen Jahresfrist zur 
Anwendung gelangen muB. Das hàtte man bereits 1976 
voraussehen kônnen. Zwei Losungsmoglichkeiten werden
kombiniert dargestellt:

''a) vorlàufige Lagerung der Abfallsalze, die spàter 
beseitigt werden müssen: entweder, um anderweitig
verwendet zu werden, oder, um zu Beginn des 21- J ahrhu.n- 
derts au. f gel est and in den Rhem qeleitet zu werden; 
b) Abtransport der Abfallsalze per Bahn nach Dünkirchen 
zweeks Einleitupq in die Nordsee."

Die Experten rechnen damit, daB die Kosten für die 
Verwirklichung der zweiten Phase des Vertrags gut eine 
Milliarde Franken, verteilt au.f einen Zeitraum von zehn 
Jahren, betragen werden. Es ist indessen noch sehr 
fraglich, ob die Vertragspartner bereit sein werden, ihre 
Kostenanteil zu übernehmen, um diese insgesamt doch noch 
begrenzte Abieitungsverringerung (von ursprünglich 130 auf 
zunàchst 115 und schlieBIich +76 kg Chlorid pro Sekunde von 
seiten der MDPA) zu bewerkstel1igen. Es ist absehbar, daB 
über die Kosten keine Einigung zustande kommen, der 
Salzvertrag in der ersten Phase einés sanften Todes sterben 
und das gelagerte Salz nachtràglich doch in den Rhein 
geleitet wird. Die franzbsischen Verzogerungsstrategie 
trâgt immer neue Früchte.
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Es ist notig, jetzt auch kurz auf die Aufteilung der Kosten 
einzugehen, die mi t den Mafinahmen verbu.nden sind, die sich 
aus dem Salzvertrag ergeben. Die Vertragsparteien sind, wie 
gesagt, ubereingekommen, die Kosten der Ruckhaltung der 
ersten 60 k g/s. Chiorid-Ionen wie folgt aufzuteilen
(Artikel 7 Absatze 2 und 3):
Bundesrepublik Deutschland 307
Niederlande 347.
Schweizerlsche Eidgenossenscha-ft 6%
Geht man davon aus, daB Luxemburg als GratisnutznieBer 
(“free rider") mitmacht, so bedeutet dies, daB Frankreich 
ebenfalls 307 der Kosten zu tragen hat1 **. 1985 betru.g die
durchschnittliche Ch1orid-Ionen-Fracht an der deutsch-
niederlandischen Grenze trotz des verhaltnismaBig geringen 
Wasserabf1usses 368 kg/s. Als Jahresdurchschnitt ergab sich 
fur dasselbe -Jahr ein Chioridgehalt von 205 mg/1 , d.h. ein 
Wert, der das ganze Jahr lang uber der in der Praambel zum 
Salzvertrag festgelegten Norm von maximal 200 mg/1 lag* 20. 
Es ist offensichtlich, daB der Salzvertrag nur einen 
untergeordneten Beitrag zur Losung der Salzablei tungen 
bewirkt hat. Die Ruckhaltung von 15 kg/s. bei einer 
Gesamtmenge von nahezu. 370 kg/s. ist verschwindend germg 
und nach Auffassung der IRK angesichts der bestehenden 
Fracht- und Konzentrationsschwa.nku.ngen im Rhein auch nicht

x<9. Was die Kosten der ersten ^erringerung urn 20 kg/s. 
Chi orid-Ionen betrifft, legt der Vertrag (in Artikel 7 
Absatze 1 und 2) test, daB Frankreich dafur aufkommen muB, 
die ubrigen Vertragsparteien zusammen aber nach NaBgabe des 
vorerwahnten Aufbringungsschlussels emen “pauscnalen 
Beitrag” in Hohe von 132 liio FF zu leisten haben.

20. Am 6. November 1985 wurde sogar der sowei t hochste 
Wert gemessen, namlich 415 mg/1. Siehe Jahresbericht 1985 
der RIWA, Teil A: de Rijn, S. 35 ff. Ferner Tatigkeitsbe— 
richt IRK 1985, S. 80 ff.: “Den Anlagen ist zu entnehmen, 
daB es sich bei den Jahresmittelwerten der Chioridkonzen— 
tration 1985 urn die hochsten seit 1976 handelt (...)". Was 
ist aus dem in Art. 3 des Chlorid—Abkommens—verankerten 
Sti1lhalteprinzip geworden?
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eirimai mefibar21. Ob Frankreich seinen vertragl ichen 
Verpf1ichtungen nachkommt, kann einzig an der Hohe der 
Salzhalden abgelesen werden, doch ist eine internationale 
Kontrolle oder eine Kontrolle durch die IRK im Vertrag 
nicht vorgesehen. So sieht das Ergebnis von vierzig Jahren 
Zusammenarbeit zur Sanierung dee Rheine im Hinblick aut 
einen Stoff aus.

3. Die EWG
Es ist ganz bezeichnend, daB die EWG nicht Vertragspartei 
dee Saizvertrag geworden ist. Liber die Grunde fiir diese 
Zuruckhaìtung lassen sieh nur MutmaBungen anstellen. Ein 
hoher Kommissionsbeamter hat ledi glieh lakonisch erklàrt: 
“Die Gemeinschaft hat das Chi orid—ubereinkommen vom 3. 
Dezember 1976 nicht unterzeichnet. Die Kommission verfolgt 
jedoch die Arbeiten der Internationalen Kommission auf 
diesem Sebi et "12:2. In seiner Antwort auf die Anfragen des

21. "Die Rückhaltung von 20 kg/s. Chlorid (...) failt 
allerdings angesichts einer weiter angestiegenen durch- 
schnitt1ichen Gesamtfracht von 374 kg/s. im Jahre 1986 kaum 
ins Gewicht." So der President der IAWR, Prof. Dr. Ing. 
Gerhard Huber in seiner Beri eht zur Lage, 11. Arbeits- 
tagung, 1987, S. 23.

H. Scheuer, 'Les Travaux de la Commission de la 
C.E.E. concernant la pollution transfrontière du Rhin', 
Revue juridique de l'Environnement 1981, 314-324 (version 
française d'un exposé devant la dix-huitième Conférence de 
1'International Bar Association; le 27 août à Berlin). 
Siehe auch die Antwort der Kommission auf eine Anfrage des 
Pariamentsmitglîeds Berkhouwer. Sitzung vom Montag, dem 16. 
Juni 1980, S. 31: "While not being a Signatory to the 
Convention on the Protection of the Rhine against Chemical 
(sic) Pollution, the Community is following with great 
interest the progress of the work being done on chlorides 
by the IRC. (...)" Siehe auch den Bericht von H. von lioltke 
(unter Mitarbeit von Dr. Hans Scheuer), der sich offenbar 
blind stellt: 'Grenzüberschreitende Umweltbelastungen im 
Europàischen Gemeinschaftsrecht', in: von Moltke/Schmol- 
1 ing/Kloepfer/Kohler , Grenzü.berschrei tender Umwel tschutz in 
Europa (1984), S. 11-26 (16): "Ein besonders schwerwispen­
der Fall war der der Rh e i n ver sc h mu. t z un q , da die el sassi-

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



19

Par1amentsmitglieds Muntingh bezuglich der FolgemaBnahmen 
der Kommission auf drei am 14. Dezember 1979 vom Parlament 
angenommene Entschliefiungen23 schrieb auch der zustàndige 
Kommissar Narjes ganz trocken: “Die Kommission erinnert den
Herrn Abgeordneten daran, dafìt die EW6 keine Vertragspartei 
des ubereinkommens van Bonn zum Schutze des Rheins gegen 
Verunreinigang durch Chloride ist u.nd da.B die Verantwortung 
fur eine an neh mb are Lo sung des Chlori dproblems demzu.folge 
in erster Li ni e den Unterzeichnerstaaten zukommt"24: 
Mitunter ist die Auffassung vertreten worden, daB die EWG 
dem Salzvertrag nicht beigetreten sei, wei1 es sich dabei 
im Grunde uro eine bilaterale Angelegenheit zwischen
Frankreich und den Niederlanden handele, was jedoch
offenkundig ein TrugschluB ist. Der Salzvertrag ist nicht 
nur ein multi 1aterales ubereinkommen, sondern bei spiels— 
wei se die Bundesrepubì i k hat sich sehr aktiv u.m e m e  Losung 
des Salzproblems bemuht, wei 1 nàmlich einige Optionen auch 
zu einer Versalzung des deutschen Untergrunds fuhren 
kònnten, und daruber hinaus haben auch alle Staaten, mit 
Ausnahme Luxemburgs, finanzi ell e Verpf1ichtungen auf sich 
genommen. Ferner ergibt sich aus Artikel 6 des Vertrags, 
daB die IRK innerhalb van vier Jahren Vorschlàge daruber 
unterbreiten muB, "wie die Chi orid—Ionen-Fracht auf der 
Gesàmtstrecke des Rheins stufenweise welter beschrànkt 
werden kann", was auch Anstrengungen in der Schweiz, in der 
BLindesrepubl i k und in den Niederlanden impliziert. 
Entscheidend ist jedoch, da.B der Umstand, demzufolge es 
sich um eine bilaterale Angelegenheit handelt - guod non-

schen Kalibergwerke eine besonders schwerwiegende Quelle 
der Verschmutzung darstellen. Dies fiihrte zum Abschlu.B 
einer internationalen Konventi on. Lim deren Zustandekommen 
sich die Gemeinschaft ebenfalls verdient gemacht hat

=3. Abl. Nr. C4 vom 7.1.1980, S. 72.
Abl, Nr. C 147 vom 17.6.1981, S. 22.
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absolut nicht als Begrùndung fur die Weigerung der EWG, 
si eh formi 1 eh zu binden, herangezogen werden kann.
Meines Erachtens ist der eigenti iche Grund -fur den 
Nichtbeitritt der Gemeinschaft zum Salzvertrag der, daB 
sein Inhalt im Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht steht. An 
anderer Stelle habe ich dargelegt, warum der Salzvertrag 
tatsàchlich nicht mit dem primàren und sekundàren Gemein- 
scha-ftsrecht vereinbar ist2*5, Hier mòchte ich nur die 
Hauptpunkte kurz zusammenfassen:

a. Die Finanzierungsvereinbarung fur die erste Phase der 
Salzreduktion, und zwar sowohl im Hinblick au.f die 
erste Menge (20 kg/s,) als auch im Hinblick auf die 
spàtere Verringerung um mindestens 60 kg/s-, ist nach 
Artikel 92 des EWG-Vertrags unvereinbar mit dem 
Gemeinsamen Markt, denn es handelt sich hier offen- 
sichtlich um "staatliche (...) Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begunstigung bestimmter 
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb
verfàlschen oder zu verfàlschen drohen". Die MDPA 
erhalten nach Maftgabe des Salzvertrags vom franzòsi- 
schen Staat ohne Kosten tur sie die Mòglichkeit, die 
betreffende Menge Salz aus dem Rhein herauszuhalten, 
und die ubrigen Anrainerstaaten erstatten wiederum 70/C 
der Kosten dem franzòsischen Staat, der die Rechnung 
nicht den (staat1ichen) Kalibergwerken pràsentiert, 
wàhrend bei spielsweise die deutschen Kalibergwerke 
wegen der strengen Umweltschutzauf1agen in der BRD 
unter diesbezuglieh weitaus ungunstigeren Umstànden 
produzieren mussen.

b- Von den Ausnahmen von dieser Unvereinbarkeit kommen 
allein die MaBnahmen nach Artikel 92 Absatz 3 
Buchstabe b in Betracht: "Beihilfen zur Fòrderung

2=. D Oliveira, Das Rheineh1 oridabkommen und die 
EWG', RIW/AWD 1983, S. 322-328,
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wichtiger Varhaben von gemeinsamem europàischen 
Interesse." Dieser Ausweg ist jedoch dadurch ver- 
sperrt, daB die EWG in ihrer Umweltschutzpolitik, von 
der hier angenommen wird, daB sie ein solches 
"wichtiges yorhaben" darstellt, von Anfang an vom 
Verursacherprinzip ausgegangen ist, d.h., daB der 
Umweltverschmutzer selbst die Kosten far die MaBnahmen 
zur Verhutung oder Beschrànkung von Umweltschàden zu 
tragen hat.

Nun wird das Verursacherprinzip noch nicht mit aller 
Strenge angewandt. Es ist von einer dahin gehenden 
Entwicklung die Rede. In einem Memorandum26 vom 7.11.1974 
iiber einen "gemeinschaftl1chen Rahmen -far Bei hi 1-f emaBnahmen 
durch den Staat aus Umweltschutzgrunden" hat die Kommission 
dargelegt, welche Kriterien sie bei der Beurteilung von 
UmweltschutzmaBnahmen anzuwenden gedachte. Diese Kriterien 
sollten zunàchst einmal bis Ende 1980 geiten, behielten 
aber (vor al lem auf Dràngen der Niederlande) bis Ende 1986 
Gal tigkei t.
Um fùr eine ùbernahme durch die Kommission in Betracht zu 
kommen, muB die Bei hi 1-f e ìm wesentlichen folgenden 
Kriterien genugen:
— ihre Hòhe dar-f 15% des Wertes der unterstutzten Investi— 

tionen nicht aberschreiten;
- Das in Frage kommende Unternehmen hat die Wiederbeschaf-

fungs— und die laufenden Betri ebskosten far diese
Investitionen in voilem Umfang zu tragen.

Diese Regelung wurde unlàngst far unbestimmte Zeit 
verlàngert, zumindest far die Dauer des Vierten Ak.tionspro— 
gramms fur den Umweltschutz* 2 *̂, d.h. bis 1992. Die Beihilfen

2a>. Siehe Vierter Bericht aber die Wettbewerbspol i ti k 
<1974), Zi ff. 17.

2'7'. Siehe Sechzehnter Bericht aber die Wettbewerbspo-
litik (1987), S. 171-172 (Ziff. 259).
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im Rahmen des Salzvertrags gehen weit uber diese 15% 
hinaus, jedenfalls im Hinblick auf die ersten 20 (sprich: 
15) kg/s.; was die zweite Phase anbelangt, so liegt nach 
meiner Interpretaiion des Aufbringungsschl iissels von
Artikel 7 Absatz 3 auch hier eine 100 %ige Beihilfe vor. 

c. Der Salzvertrag ist von keinem Mitgliedstaat als 
Stutzungsmabnahme gemàl3 Artikel 93 Absatz 3 angemeldet 
worden. "Der betreffende Mitgliedstaat darf die
beabsichtigte MaBnahme nicht durchfuhren, bevor die 
Kommission eine abschlìefisnde Entscheidung erlassen 
hat. "

Wenn es zutrifft, daB der Salzvertrag mit dem Gemein— 
schaftsrecht unvereinbar ist, so bedeutet das vor al lem, 
daft es der Gemeinschaft nicht hilft. wenn sie dem Salzver—  
Iraq nicht beitritt: ìrqendwie ist sie in das Rheinsalzpro- 
blem verstrickt.
In den Reihen des Europàischen Parlament, aber auch im 
nieder1àndischen Parlament20 hat man sieh mit der These, 
wonach der Salzvertrag nicht mit dem EWG—Recht «Uberein— 
stimmt, und mit dem Verhàltnis zwischen beiden Vertràgen 
bef af3t.
Auf eine schriftliche Anfrage* 2^ zum obigen Probiemkreis 
antwortete das Kommissionsmitglied Andriessen30 nach einer 
sinngemàfien Wiedergabe von Artikel 8 des Salzvertrags: “Die
zwischenstaatliche Konvention greift gegenwàrtig jedoch 
nicht der Frage vor, in welchem Umfang — ganz oder 
teilweise - die elsassischen Kalibergwerke die Kosten der 
genannten Anlage tragen miissen. Die Kommission ist daher 
zur Zeit nicht imstande, die Frage des Herrn Abgeordneten 
zu beantworten," Das waren naturlich nur leere Worte»

2e. Siehe weiter unter Punkt 4.
2*r- Schriftliche Anfrage Nr. 187/82 (Herr Muntingh) 

vom 10. Januar 1983.
3°. Abl. Nr. C 279 vom 17.10.1983, S. 1.
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In dem hai ben Jahr, das -fur die "Beantwortung" der Anfrage 
benotigt wurde, hatte die Kommission sich doch wohl kurz 
bei Frankreich erkundigen kdnnen, ab geplant sei, den MDPA 
die Investitionen in Rechnung zu stellen. So kam es zu 
weiteren schrif11ichen Anfragen, dieses Mai vom Par1 aments— 
abgeordneten Dankert31 32. Dieser fragte — nicht ohne 
Inspiration - an, ob die Finanz1erungsgrundlage des 
Salzvertrag gernaB den Bestimmungen van Artikel 93 des EWG— 
Vertrags bei der Kommission angemeldet worden sei, ob nicht 
alle StutzungsmaBnahmen, bei denen nicht einwandfrei 
feststehe, ob sie gegen Artikel 92 verstieBen Oder nicht, 
angemeldet werden muBten, ob die Kommission aus eigenem 
Antrieb beabsichtige, die Vereinbarkeit des Salzvertrags 
mit Artikel 92 zu untersuchen, und ob die Kommission 
schlieBlich mehr daruber in Erfahrung gebracht habe, ob die 
Bei hi If e den MDPA gegenuber gel tend gemacht werden solite. 
Darauf antwortete die Kommission am 28. Oktober 1986s2:

"1. Die im Rahmen des Rheinehloridabkommens geplanten 
finanziellen Interventionen wurden der Kommission 
nicht gernaB Artikel 93 Absatz 3 EWG-Vertrag mitge- 
teilt. Nach den der Kommission vorlieqenden Informa- 
tionen ist die Vorbereitung des Investitionsprogramms, 
das die Grundlage dieser MaBnahmen bildet, noch nicht 
abgeschlossen.

2. Die Kommission bestàtigt, daB es nach Mitteilung der 
MaBnahmen gernaB Artikel 93 Absatz 3 EWG—Vertrag ihre 
Aufgabe ist, zu prufen, ob die Beihilfen in den 
Anwendungsbereich des Artikels 92 Absatz 1 EWG-Vertrag 
fallen. Sie muB auch entscheiden, ob eine der 
Bedingungen des Artikels 92 Absatz 2 Oder 3 fur die

31. Nr. 348/86.
32. Abl. Nr. 

spàter!).
C 72 vom 20.3.1987 S. 4 (5 Manate
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Vereinbarkeit der Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt 
anwendbar ist. Im gegenwàrtigen Stadium ist sie nicht 
in der Lage, bezüglich der vom Herrn Abgeordneten 
erwàhnten MaBnahmen 5chl uBfol gerungen zu ziehen.

3. und 4. Die Kommission bestàtigt, daB das Verursacher—  
prinzip die wesentlichen Grundlage der Umweltpolitik 
der Gemeinschaft ist- Sie hat allerdings den Stand— 
punkt vertreten, daB dieser Grundsatz mit der
notwendigen Flexibilitàt anzuwenden ist, um die
Durchführung dringender MaBnahmen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes zu beschleunigen. Bei ihrer Prüfung der 
Vereinbarkeit der Beihilfen für den Umweltschutz mit 
den Wettbewerbsregeln tràgt sie diesem Aspekt 
eben-falls Rechnung. Die diesbezügl ichen Kriterien 
gelten gleichermaBen für aile Mitgliedstaaten.

5. Die Kommission vertritt die Auffassung, daB das
Rheinchloridabkommen einen geeigneten Rahmen dar—  
stellt, um den Chloridgehalt des Rheinwassers zu 
senken.
Bezüglich der Durchführung der Richtlinie 76/464/EWG 
und insbesondere des Artikels 7 erinnert die Kommis­
sion den Herrn Abgeordneten daran, daB es Sache der 
Mitgliedstaaten ist, Programme zur Herabsetzung der 
Verschmutzung durch die in der Liste II aufgeführten 
Stoffe auszuarbeiten und die Kommission hiervon zu 
unterrichten- Letztere hat die Mitgliedstaaten bereits 
wiederholt an diese Vorschrift erinnert. Bisher wurde 
ihr kein einziges nationales Programm zur Herabsetzung 
der Chloridverschmutzung zur Kenntnis gebracht."

In dieser Antwort failen verschiedene Punkte auf- Zunàchst 
einmal, daB der Chloridvertrag nach Auffassung der 
Kommission "einen geeigneten Rahmen darstellt". Wenn dem so 
ist, bleibt vollig schleierhaft, warum die EWG - die der 
IRK angehort — dem Salzvertrag nicht hat beitreten wollen.
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et was, worauf das Europàische Par lament mit Entschl i efiung 
vom 20. November noch in aller Unschuld gedrangt hatte33. 
Sodann, daB die Commission der Fraqe, ob sie für den Fall, 
daB ihr — wenn auch nicht formlich angemeldete — Stützungs- 
plane zu Ohren kàmen, auch selbst Untersuchungen anz Listel — 
len gedenke, ausweicht. Bedeutet dies, daB nationale 
Behorden ohne weiteres StützungsmaBnahmen ergreifen konnen, 
Solange sie diese nicht anmelden?
Davon ist natürlich nicht die Rede. "Die Kommission mochte 
darauf hinweisen, daB Beihilfen, die von den Mitgliedstaa— 
ten ohne ordnungsgemàBe vorherige Mitteilung und ohne 
abschlieBende Entscheidung der Kommission gewàhrt werden, 
rechtswidrig ausgezahlt werden und infolgedessen Gegenstand 
einer Entscheidung sein konnen, wonach die betreffende 
Beihilfe zurückzuzahlen ist"34,
Drittens, daB die Kommission noch nicht imstande ist, die 
Frage zu beurteilen, ob der Salzvertrag unter die in 
Artikel 92 Absatz 2 oder 3 genannten Ausnahmen fàllt. Man 
soil te meinen, daB die Kommission etwa zehn Jahre Zeit 
gehabt hat, sich ein Urteil daruber zu bilden. überspitzt 
ausgedrückt: wei1 die Kommission sich ein Urteil gebildet 
hat, ist die EWG keine Vertraqspartei geworden. Was ist 
eigentlich aus der Verpf1ichtung der Mitgliedstaaten. "der 
Kommission einen jàhrlichen Bericht über die Durchführung 
von Umweltschutzprogrammen, die die Gewàhrung von staatli­
chen Beihilfen vorsehen, zu übermitteln"38, geworden?
Viertens, daB der Standpunkt, wonach das Verursacherprinzip 
"mit der notwendigen Flexibi1itât" anzuwenden ist, seine 
Ausarbeitung nun ausgerechnet im "Gemeinschaftsrahmen für

33. Abi. Nr. C 327 vom 14.12.1981, S. 81.

3“*‘. Zehnter Bericht über die Wettbewerbspoliti k 
(1980), Ziff. 162.

. Ibid. Ziff. 226.
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Umwel tschutzmafinahmen " ge-funden hat und daB dort kein 
eiqenstàndiges Flexibi1itàtsprinzip zu finden ist.
Ganz im Gegenteil: die dortigen Kriterien fiir die Einengung 
des Verursacherpn nz i ps sind die Ausdrucks-form der 
gewunschten Elastizitàt. Ich stelle fest, daB die Kommis— 
sion angesichts der kollektiven Widerwi11igkeit der 
Rheinaniiegerstaaten, einzuràumen, daB der Salzvertrag in 
seinem Finanzierungssystem im Widerspruch zu.m EWG—Recht 
steht* klein beigegeben hat und dadurch mitschuldig 
geworden ist an dem weiteren Abbròckeln der Glaubwurdigkeit 
des EWG-Rechts in diesem Bereich. Dabei ist zu bedenken, 
daB die betre-f f enden Kriterien an und fiir si eh schon Wasser 
in den Wein des eng mit dem Verbot von StiitzungsmaBnahmen 
verbundenen Verursacherprinzips bedeuten. Im 16. Bericht 
iiber die Wettbewerbspolitik stellt die Kommission es so 
dar, als ob sie sich das "Recht vorbehalt, ihre Kriterien 
(...) zu àndern, wenn das Ergebnis ihrer Priifung die 
Notwendigkeit und Dringlichkeit von Ànderungen aus umwelt— 
oder wettbewerbspolitischen Grunden n a h e l e g t D a s  heiBt, 
daR die Kommission sich das Recht vorbehalt, noch mehr 
Wasser in den verschnittenen Wein zu schutten, wenn es sich 
so ergibt. Meines Erachtens ist dies eher als P-flichtver- 
sàumnis denn als Rechtsausubung zu bewerten. Jedenfalls 
sind noch keine genaueren Kriterien offenbar gemacht 
worden. Angesichts der Verlàngerung der Geltungsdauer der 
Kriterien (hauptsàchlich im Hinblick auf die Hòchstmenqe 
von 15/C) merken Rehbinder/Stewart an: "Die Kommission war
politiseli zu schwach, um ihre Rechtsposition in einer 
Verletzungsklage vor dem Europàischen Gerichtshof auf die 
Probe zu stellen (...). Deshalb hat die Kommission den

a.a.O., Nr. 259.
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Mitgliedstaaten einen zusâtzlichen ubergangszeitraum für 
die Gewahrung von Beihilfen gewahrt"37.
Die Frage nach der Vereinbarkeit des Salzvertrags mit dem 
EW6—Recht ist nach der Rati-f izierung der Einhei tl i chen 
Europâischen Akte nur nach bedruckender geworden; besser 
qesagt: die Vereinbarkeit ist noch unwahrscheiniicher
geworden, nachdem jetzt im Vertrag selbst (Artikel 130 
Absatz 2) das Verursacherprinzip verankert ist. Deshalb hat 
die Kommission eine Untersuchung über die Anwendung des 
Verursacherprinzips angekündigt3e. Der Spielraum tür 
Ausnahmen dür-fte enger werden, auch wenn die überlagerung 
mit andern Ansàtzen des EWG-Umweltrechts zu einer gewissen 
Differenzierung führen kann.

4. Nieder1àndische fluffassunqen
Im niederlandischen Pari ament f and anlàBIich der Ratifika- 
tion des Briefwechsels zur Anpassung des Salzvertrags von 
1976 ein ausf ühr 1 i cher Mei nungsaustausch mit der Regierung 
über die Frage statt, ob dies auch mit dem EWS—Recht 
vereinbar sei. Aufgrund eines von der Reinwater-Stiftung 
verdffentlichten Memorandums39 wollten verschiedene
Fraktionen wissen, wie die Regierung zu der Frage der 
Vereinbarkeit mit dem EWG-Recht stand40. Die Regierung 
betrachtete den Vertrag nicht als eine StützungsmaBnahme im * 3

37. E. Rehbinder/K. Stewart, Environmental Protection 
Policy (1985), 230.

3S * 16. Bericht über die Wettbewerbspolitik (1987) ,
Zi-f-f. 259.

3S’. Im Parlement wurde ferner auf einen Artikel 
verwiesen, den ich im Nieuwe Rotterdamse Courant vom 29. 
August 1983 hierüber vero-f-fentl icht habe.

‘4°. Siehe V.V. (erste Stel1ungnahme) 2. Kammer 1984— 
1985, 18.392, Nr. 6, S. 3 und 4.
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Sinne von Artikel 92 des EW6-Vertrags"“ . Sie war zudem der 
Ansicht, daB diese Frage sie im Grunde nichts abging, 
sondern eine Angelegenheit war, die zwischen der Kommission 
und der Franz dsi schen Regierung geklàrt werden muBte. Sie 
râumte zwar ein, daB die Kommission sich oFFenbar ein 
endgültiges Urteil über die Vereinbarkeit vorbehielt,
bestand jedoch darauF, daB die Vertreter der EWG in der IRK 
seit 1976 niemals die geringsten Bedenken gegen den
Salzvertrag geauBert hâtten. Sie vertrat übrigens die 
AuFFassung, daB die Salzvertragsregelung unter die
Ausnahmebestimmung von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b 
Fiel. Es ist paradox, daB die Regierung ausdrücklich 
erklârt, sie teile meinen Standpunkt, "wonach das Abkommen 
einen VerstoB gegen das national und international 
anerkannte Prinzip, daB der Verursacher bezahlen muB,
darstellt"*3 , aber nicht die SchluBFolgerung zieht, daB es 
sich somit um eine nicht erlau.bte StützungsmaBnahme 
handelt. Wenn der Verschmutzer nicht bezahlt, kommt eben 
eine andere Instanz daFür auF, und wer anders kann das 
sein, wenn nicht Frankreich und die übrigen Rheinanl i ege^—  
staaten, die Frankreich grôBtenteils wieder entschàdigen? 
Wie kommt es, daB dem niederlàndischen Staat etwas, was die 
EG-Kommission noch nicht zu wissen vorgibt, durchaus 
bekannt ist?
Im AbschluBbericht wird dann auch vom Pariament erneut und 
prâzise eine dringende AuFklârung im Lichte des zuvor zur 
Sprache gebrachten "BemeinschaFtsrahmens Fur staatliche 
StützungsmaBnahmen im Umweltbereich" verlanqt*3, Die 
Regierung weigerte sich beharrlich, die Regelung bei der

“1. Ministerielle Stel1ungnahme, ibidem Nr. 7, S. 4
FF .

^ . a.a.O., 18.392, Nr. 7, S. 6. Siehe englische
Fassung in N.Y.I.L.. 1986, S. 211.

•*3. a.a.O., 18.392, Nr. 8, S. 2.
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Kommission anzumelden, weil doch "Artikel 92 Absatz 3 
Buchstabe c des EWG-Vertrags au-t si e angewandt werden kann" 
("wichtige(s) Vorhaben von gemeinsamem europàischen 
Interesse")*'*. Meines Erachtens hat die Regierung hierbei 
auBer acht gelassen, daB die Beurteilung der Frage, ob die 
in Artikel 92 Absatz 3 genannten Ausnahmen vom Verbot der 
StützungsmaBnahmen anwendbar sind, der Kommission und nicht 
den nationalen Behòrden zusteht*’. Die Anmeldeof1ìcht 
ent-fàllt nicht, weil damit zu rechnen ist, daB die 
Kommission die MaBnahme gutheiBen wird. Die Beru-fung au-f 
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c ist angesichts der 
minimalen Salzableitungsverringerung, die der Vertrag in 
der ersten Phase seiner Lau-fzeit zuwege bringen soli, nicht 
ganz stichhaltig: ist der Salzvertrag wirklich ein 
“wichtige(s) Vorhaben von ... europàischen Interesse"? Wenn 
ja, warum beteiligt sich die EWG dann nicht daran?
Auch bei der par1amentarischen Debatte über disse Frage 
beharrte die niederlàndische Regierung au-f ihrem Stand— 
punkt, was schlieBlich zur Drohung mit einem Antrag von 
sei ten der zwei gròBten Parteien im Parlament, davon eine 
Regierungspartei , ■fuhrte'**. Darin wurde die Regierung 
aufgefordert, den Salzvertrag bei der EG-Kommission 
anzumelden, nun da “Zweifel" an seiner Vereinbarkeit mit 
dee EWG-Vertrag bestànden. Am Ende der flussprache am 19. 
Màrz 1985 bat der Antragstel1er darum, die Abstimmung 
darüber “wegen noch vorzunehmender Ànderungen" um eine 
Woche zu verschieben. Danach ist dieser Antrag ohne jedes 
Aufheben vom Erdboden verschwunden, angeblich weil einer

"***. a.a.O., 18.392, Nr. 9, S. 1.
Ebenso Steindor-ft, *Umweltschutz in Gemeinscha-fts— 

hand?', RIW/AWD 1984, S. 777: "(...) nur die Kommission, 
nicht ein Mitgliedstaat (kann) insoweit verbindlich 
urtei1 en.“

a.a.O., 18.392, Nr. 10.
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der beiden Untarzeichner in der Zwischenzeit ainer 
politischen Massage unterzogen wurde und der Riickhalt in 
der Fraktion der Regierungspartei nicht mehr gegeben war. 
Ein Jahr spàter tauchte der Antrag noch einmal kurz in 
einer parlamentarischen Debatte auF, wobei er der Regierung 
als mògliches Druckmittel nahegelegt wurde, um Frankreich 
zur Erfullung des Salzvertrags zu bewegen. Die Regierung 
ging nicht darau-f ein'* *7'.

5. Remeduren
Von der Kommission ist oFFensichtlich nicht zu erwarten, 
daB sie Klage nach Artikel 169 des EWG—Vertrags gegen die 
Mitglìedstaaten erhebt, die Parteien des Salzvertrags 
sind**3. Es ist eher mòglich, daB einer der EWG-Staaten, der 
nicht Partei des Salzvertrags ist, ein derartiges VerFabren 
nach Artikel 170 des EWS—Vertrags wegen VerstoBes gegen die 
Artikel 92—94 in die Wege leitet.
Mittlerweile Finden sich noch weitere Angri-f F spunkte 
innerhalb und auBerhalb des Gemeinscha-ftsrechts. Als erstes 
ist auF Artikel 101 des EWG-Vertrags zu verweisen. Mit 
Blick auF das spezifische Salzproblem wurden im Europài- 
schen Parlament An-fragen (Muntingh) bezuglich der Wettbe— 
werbsverzerrung gestellt, die ein Unterschied bei den 
Umweltgesetzen zwischen Frankreich (MDPA) und der Bundesre- 
publik (Kali Si Salz AG) zur Folge haben kann. Eine zunàchst 
negative Antwort hat die Kommission spàter wi derruFen*-’. 
Sie akzeptierte eine Lockerung der Normen Fur die Beurtei- 
lung der Verzerrung und hat insbesondere den Indikator des

*7. Parlamentarische Debatte vom 26. Juni 1986, 
12.872, Nr. 24, 2. September 1986, S. 1 und 4.

*e. Stewart/Rehbinder, o.c., S. 234: "Sometimes, as in 
the case oF the chloride pollution oF the Rhine, the 
decision whether to intervene may be purely political."

*■’. Zusatzliche Antwort vom 26. Juli 1983, Abl. Nr. C 
257 vom 26.9.1983, S. 1.

©
 T

he
 A

ut
ho

r(s
). 

Eu
ro

pe
an

 U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
. 

D
ig

iti
se

d 
ve

rs
io

n 
pr

od
uc

ed
 b

y 
th

e 
EU

I L
ib

ra
ry

 in
 2

02
0.

 A
va

ila
bl

e 
O

pe
n 

Ac
ce

ss
 o

n 
C

ad
m

us
, E

ur
op

ea
n 

U
ni

ve
rs

ity
 In

st
itu

te
 R

es
ea

rc
h 

R
ep

os
ito

ry
.



31

"Ein-flusses der MaBnahmen au-f die Produktionskosten der 
betro-f-fenen Betriebe" au-fgegeben, weil er gewohnlich schwer 
zu ermitteln ist. Dadurch ist es nun leichter mòglich, das 
Verfahren nach Artikel 101 in Gang zu setzen00.
Zweitens mufìte es Aufgabe der Kommission sein, "dem Rat ... 
geeignete Vorschlàge" zu unterbreiten, damit die Staaten 
den An-forderungen der Trinkwasserrichtlinie vom 16. Juni 
1975 (Artikel 4 Absatz 2) geniigen31, Gemali Artikel 3 dieser 
Richtlinie miissen sieh die Staaten bemùhen, den Chi orid- 
Leitwert von maxi mal 200 mg/1 einzuhalten. Wenn man 
bedenkt, daB dieser Wert 1985 "an nicht weniger als 154 
Tagen (42%) uberschritten wurde und daB das Rheinwasser im 
vierten Quartal nur an einem einzigen Tag den genannten 
Qual itàtsan-f orderungen genugte"*2, so wird denti ich, daB 
aller AnlaB fur ein Eingreifen der Kommission besteht, auch 
wenn es sich hierbei nicht um einen zwingend vorgeschriebe- 
nen Wert handelt.
Und ich will gar nicht den Salzvertrag anfuhren, der unter 
den Bezugsvermerken dieselbe Hòchstgrenze erwàhnt. Die 
Kommission hat sich in der Vergangenheit geweigert, ein 
Ver-fahren wegen Ver t r ag s ver 1 et z un g gegen Frankreich 
einzuleiten, weil ihres Erachtens die Nichteinhaltung 
eines Leitwertes keinen VerstoB darstel1 te*3. "Dieser

=so. Vgl . d'Oliveira, op. cit., RI W/AWD 1983, S. 327.
551 « Richtlinie vom 16. Juni 1975 uber die Qualitàtsan— 

forderungen an Oberflàchenwasser fiir die Trinkwassergewin- 
nung in den Mi tgi ìedstaaten (Abl . Nr. L 194 vom 25. Ju.li 
1975, S. 34).

32. Jahresbericht 1985 — Tei! A Der Rhein der RIWA 
(Zusammenarbeitende Rhein- und Maaswasserwerke). In den 
Niederlanden muBte die Wasserentnahme zwischen dem 5. Nov. 
1985 und dem 15. Jan. 1986 wegen des hohen Chioridgehalts 
ganz oder teilweise eingestellt werden (Tatigkeitsbericht 
der IRK von 1985, S. 82).

*3. Schri-f tl iche Anfrage Nr. 361/80 (Muntingh) vom 14. 
Mai 1980, Abl. Nr. C 236 vom 15. Sept. 1980, S. 15.
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Standpunkt ist rechtlich anfechtbar, und die Frage solite 
vom Gerichtshof entschieden werden. Die Kommission zog 
jedoch offensichtlich eine politische Ldsung vor 
Es gibt nun eine ganz einfache, wirksame Ldsung: die 
Chloride fallen unter die Stoffe der Liste II ("graue" 
Liste) der Rahmenrichtlinie vom 4. Mai 1976==. Salz ist ein 
chemischer Stoff, der ganz leicht unter die in der grauen 
Liste genannte Gruppe von Stoffen, "die eine abtragliche 
Wirkung auf den Geschmack und/oder den Geruch der Erzeug- 
nisse haben, die aus den Gewassern fur den menschlichen 
Verzehr gewonnen werden", eingereiht werden kann. Die 
Kommission betrachtet Chloride allem Anschein nach als 
einen “Stoff der grauen Liste", wenn sie darauf hinweist, 
daB noch kein einziger Mitgliedstaat ein nationales
Programm zur Herabsetzung der Chi or i d verschmutzung gernaB 
Artikel 7 der Richtlinie angemeldet hat=i*, Macht diese 
Interpretation zuviel Mtihe, so konnte man erwagen, die 
Rahmenrichtlinie ausdrucklich auf die Chloride auszudehnen; 
eine Uberarbeitung ist ohnehin in vielerlei Hinsicht 
wünschenswert57.
Angesichts der Tatsache, daB die Rheinani1egerstaaten die 
Bedeutung des Rheins als Grundstoff1ieferant fur die

='*, Rehbinder/Stewart, op. cit. . S. 243.
==. Richtlinie vom 4. Mai 1976 betreffend die 

Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefahrliche 
Stoffe in die Gewàsser der Gemeinschaft (Abl. Nr. L 129 vom
18.5.1976, S. 23).

Siehe Text, auf den sich die FuBnote 32 bezieht.
Siehe dazu K. von Moltke/Nigel Haigh, 'Environmen­

tal Protection of the North Sea', European Environment 
Review 1987, no. 3, 3. 17.
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Trinkwasserversorgung hoher einschatzen als ehedernOB, liegt 
es auf der Hand, daft hinsichtlich der Grenzwerte die von 
der IAWR®** festgelegten Normen angestrebt werden: bei 
Chi oriden 100 mg/l^0.

6. SchluGfolgerunq; eln schoner R (h ) ei nf al 1 * 1
Ailes ist moglich, wenn der politische Wille vorhanden 1st. 
Doch daran mangel t es o-ff ensichtl ich. Ich pflichte den 
SchluGfolgerungen von Pijnacker Hordijk^1 bei: “The legal 
system o-f Articles 92 and 93 of the EEC Treaty is languish­
ing. Member States continually attempt to evade and to 
frustrate Commission control of their granting aids. Where 
the aid granting process on the national level often 
remains shrouded in obscurity, the process of Commission 
control lacks the necessary transparency as well." 
Staatliche Unterstützung für MaBnahmen zur Verbesser'.nç der 
Umweit stelit keine Ausnahme von dieser allgemeinen These 
dar. Es handeit sich urn ernes der za.hl rei chen orobiemati— 
schen Gebiete, auf denen die Giaubwürdigkeit des EWG—Rechts 
und seiner Verwahrer voilkommen den Kràf^everha.1tnissen 
erlegen ist.
Im Fall der Rheinversalzung stoGen zwei konkurrierende 
Nutzungsformen des Rheins mit aller Heftigkeit aufeinander: 
stromauf hat die Abwasserfunktion die Oberhand, stromab die

=s. Siehe den Bericht der Rhein—Ministerkonferenz void

1. Oktober 1987 in StraBburg, wo es heiBt: "Die Verwendung
des Rheinwassers fur die Trinkwasserversorgung muB auch in 
Zukunft moglich sein."

=s>. Internationale Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke 
im Rheineinzugsgebiet.

<sa. Sogenannter A—Wert. Der B-Wert betragt 150 mg/1.
• E. Pijnacker Hordijk, 'Judicial Protection of 

private interests under the EEC competition rules relating 
to state aids', Legal Issues of European Integration 
1985/1, S. 67—98, Zitat von S. 96.
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Trinkwasserauf bereitung**2. Die Krâf teverhàl tnisse — die 
nicht reziproken Interessentei1ungen zwischen den Rheinan— 
1iegerstaaten — 1aufen strukturbedingt darauf h inane, daB 
der Schwàchste si ch von der Verschmutzung freikaufen mulB: 
die Niederlande tragen zu 347. zu den MaBnahmen zur 
Verringerung der Saizbelastung bei und müssen zudem die 
negativen externen Kosten (Nachteile) des von den MDPA 
gewàhlten billigen Produktionsverfahrens tragen. Von der 
Saizvertragsregelung geht nicht der geringste AnstoB zu 
einer Verbesserung der Situation aus: nunmehr steht sogar 
zu erwarten, daB die Plane tür den zweiten Teil der ersten 
Tranche (60 kg/s.) von den Rheinaniiegerstaaten als "zu 
teuer" erachtet werden und daB deshalb darüber keine 
Einigung innerhalb der vertraglich vorgeschriebenen Frist 
(bis Januar 1989) erzielt wird. Der Vertrag ist in dieser 
Hinsicht ein recht genau.es Abbild der Krâfteverhàltnisse, 
die sich an einem internationalen Wasserlauf offenbaren, 
und deshalb eine strukturelle Grolle und nicht ein Zufal 1 
oder eine "Regelung ohne Pràzedenzwert'*, wie die niederlàn— 
dische Regierung nicht au-fhdrt zu erklàren. Die schwachen 
Lânder müssen sich von der Verschmutzung freikaufen. Es 
wird Zeit, daB die EWG ihre Verantwortlichkeit, die sie so 
opportunistisch fünfzehn Jahre vernachlassigt hat, wieder 
überni mmt.
Der Saizvertrag ist ein Fehlstart. Obwohl das Abfallsatz im 
Rhein der erste Stoff gewesen ist, der Gegenstand einer 
UmweltmaBnahme war, ist gerade seine Bekàmpfung dadurch 
hinter der Bekàmpfung anderer Schadstoffe zurückgeblieben. 
Der Saizvertrag erscheint sogar durchaus kontraproduktiv:

<£>2- Das auf eine Konf 1 i ktvermei dung ausger ichtete 
Verhalten der Niederlande, das darin besteht, auf das 
Maaswasser zuruckzugreifen, bedeutet soviel wie vom Regen 
in die Traufe kommen: die Maas ist womoglich noch starker 
verschmutzt als der Rhein. Siehe z.B. das von der RIWA und 
den briisseler Wasserwerken herausgegebene Memorandum- 
Meuze '88.
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die RIMA stellt 1985 test, "daf3 die Saizbelastung dee 
Rheins immer noch zunimmt", was zwangslàufig einen VerstoB 
gegen das Sti1lhalteprinzip bedeutet.
Der Herausiòsiing des Salzproblems aus dem Aufgabenfeld der 
IRK und seme ùbertragung in den Zustàndigkeitsbereich der 
EW6 ist einstweilen die einzige Mòglichkeit, um aus der 
Sackgasse herauszukommen. Die EWG kann nicht tatenlos 
zusehen, wie sich Enklaven von Verschmutzungs-f rei kauf syste- 
men innerhalb des juristisch-okonomischen Rau.mes des 
Verursacherprinzips herausbi1den. Es ist besser, die IRK 
aufzulòsen und die doppelte Verhandlungsstruktur (IRK und 
EWS) zu einer einzigen zusammenzufassen: Beratschlagung 
innerhalb der EW8 mit anschlieBenden Oder gleichzeitigen 
Verhandl ungen mit der Schweiz und òsterrei eh*513. Bis zur 
Fertigstellung der Rhein-Donau-Verbindung wird dann auch 
eine brauchbare Verhandlungsstruktur tur die Umweltproble- 
matik, die die Donau mitbringt, verfiigbar sein. Doch das 
ist bereits ein spàteres Kapitel, bei dem sich eine 
systemanalytische Betrachtungsweise mògiicherweise als 
nutzlich erMeist*"**.

*!’3. Siehe d'Oliveira, op. cit. (FuBnote 8, 1987), S. 
15-48.

Vgl. Kiss—Shelton, Systems analysis of interna­
tional law: a methodological inquiry', N.Y.I■L. 1986, S.
45-74.

**> ubersetzung von Dieter Moselt.
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